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 Verfall von Urlaubsansprüchen bei Lang-
zeiterkrankten weiter eingeschränkt 

Der Europäische Gerichtshof hatte auf zwei 
Vorlagen des Bundesarbeitsgerichts darüber zu 
entscheiden, ob Urlaub eines über mehrere 
Jahre hinweg erkrankten Arbeitnehmers verfal-
len kann oder nicht. Die Antwort des Europäi-
schen Gerichtshofs hierauf ist zweigeteilt: 

In Jahren, in denen der Arbeitnehmer vollzeitig 
erkrankt ist, also während der gesamten 12 Mo-
nate, verfällt der Urlaubsanspruch spätestens 
15 Monate nach Ablauf des Urlaubsjahres, un-
abhängig davon, ob der Arbeitgeber den Arbeit-
nehmer aufgefordert hat, seinen Urlaub zu neh-
men oder nicht (weil der Arbeitnehmer aufgrund 
der vollständigen und das ganze Jahr dauern-
den Arbeitsunfähigkeit ja ohnehin nicht in der 
Lage gewesen wäre, seinen Urlaub zu neh-
men). 

Hat der Arbeitnehmer in dem Jahr, in dem er 
erkrankte aber teilweise gearbeitet, bestand in 
diesem Zeitraum die Möglichkeit, den Urlaub zu 
nehmen und der gleichwohl nicht genommene 
Urlaub verfällt nicht, es sei denn der Arbeitge-
ber hat, bevor der Arbeitnehmer erkrankt ist, 
diesen über seinen Urlaubsanspruch informiert 
und aufgefordert, den Urlaub zu nehmen sowie 
klargestellt, dass der Urlaub verfällt, wenn er ihn 
nicht nimmt. 

Der Europäische Gerichtshof hat in einer weite-
ren Entscheidung ausgesprochen, dass eine 
Verjährung des Urlaubsanspruchs nicht in Be-
tracht kommt, wenn der Arbeitgeber den Arbeit-
nehmer nicht in die Lage versetzt hat, den Ur-
laub zu nehmen. Das kann in Fällen langjähri-
ger Erkrankungen zu sehr seltsamen Ergebnis-
sen führen: 

Ist ein Mitarbeiter im Juni 2018 erkrankt und 
seitdem durchgehend arbeitsunfähig bis zum 
Ende des Arbeitsverhältnisses Ende Septem-
ber 2022, so sind die Urlaubsansprüche, die er 
noch aus den Jahren bis 2018 hat, weiterhin be-
stehend (und nicht verjährt), die Urlaubsansprü-
che 2019 und 2020 sind verfallen, den Urlaub 
2021 und 2022 kann er wie den Urlaub bis 2018 
wiederum vollständig abgegolten verlangen. 

Die Rechtsprechung betrifft nur den gesetzli-
chen Mindesturlaub nicht darüber hinausge-
henden freiwilligen, zusätzlich gewährten Ur-
laub. Insoweit macht eine Trennung der Ur-
laubsregelungen in den Arbeitsverträgen Sinn. 

EuGH, Urteile vom 22.09.2022 - C-518/20, C-
727/20 und C-120/21 

 

 Zur Zulässigkeit der Bestimmung der Per-
son des Nacherben durch den Vorerben 

Gemäß § 2065 Abs. 2 BGB obliegt die Bestim-
mung der Person des Erben dem Erblasser. D. 
h. der Erblasser kann es nicht einem Dritten 
überlassen, wer als Erbe eingesetzt wird. Das 
Kammergericht Berlin hatte sich mit Beschluss 
vom 26.08.2022 (1 W 262/22) mit der Frage zu 
befassen, ob dies auch dann gilt, wenn der Erb-
lasser in seinem Testament bestimmt, dass 
Nacherbe die Person sein soll, die der Vorerbe 
zu seinem Erben einsetzt. Im konkreten Fall 
lautete die Klausel auszugsweise wie folgt: 

"2. Soweit mein Enkel [der Beteiligte zu 3] Erbe 
wird, ist er nur von den gesetzlichen Beschrän-
kungen befreiter Vorerbe. Nacherbe auf seinen 
Tod sind seine gewillkürten eigenen Erben, er-
satzweise meine Tochter [die Beteiligte zu 2]." 

Im Streitfall ging es um die Frage, ob das 
Grundbuchamt auf Basis des Testaments das 
Grundbuch zugunsten des Erben umschreiben 
muss. Das Grundbuchamt vertrat nämlich den 
Standpunkt, dass das Testament hinsichtlich 
der Regelung zur Nacherbfolge gegen die Vor-
schrift des § 2065 Abs. 2 BGB verstoße. Dem 
ist das Kammergericht nunmehr mit dem zitier-
ten Beschluss entgegengetreten und hat aus-
geführt, dass es zwar richtig sei, dass der Erb-
lasser ein Testament nur persönlich errichten 
kann und er selbst über die Person des Bedach-
ten bestimmen muss. Dies sei vorliegend aber 
erfolgt. Zwar hänge die Bestimmung des Erben 
vorliegend nicht nur von einer Handlung des 
Erblassers ab. Allerdings bestimmt der im Tes-
tament benannte Vorerbe (der Enkel/Beteiligte 
zu 3) bei der Errichtung eines Testaments letzt-
lich nur seine eigenen Erben. Auf deren Stel-
lung als Nacherben der Erblasserin haben des-
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sen Verfügungen daher nur mittelbaren Ein-
fluss. In diesem Fall sei daher die Erbeinset-
zung wirksam und das Grundbuch wie bean-
tragt zu berichtigen. 

Zu berücksichtigen ist allerdings, dass die Auf-
fassung des Kammergerichts zwar auch von 
anderen Obergerichten vertreten wird (z.B. 
OLG München und OLG Stuttgart), aber nicht 
unumstritten ist. Denn andere Obergerichte 
(z.B. das OLG Frankfurt) vertreten eine andere 
Auffassung und halten eine entsprechende Erb-
einsetzung wegen eines Verstoßes gegen § 
2065 Abs. 2 BGB für unwirksam. Eine Klärung 
der Rechtsfrage durch den BGH liegt leider 
noch nicht vor. Will der Erblasser sichergehen, 
dass seine letztwillige Verfügung auch Wirk-
samkeit entfaltet, sollte daher von einer ent-
sprechenden Regelung trotz der Entscheidung 
des Kammergerichts abgesehen werden. 

KG Berlin, Beschluss vom 26.08.2022 - 1 B 
262/22 

 

 Grundstücksübertragung auf Minderjährige 
und Genehmigungspflichten 

Bei Rechtsgeschäften mit Minderjährigen sind 
unterschiedliche Beschränkungen zu beachten. 
Es hatte sich das Oberlandesgericht Zweibrü-
cken in einem Beschluss vom 11.08.2022 - 3 W 
51/22 mit einem Sachverhalt zu befassen, nach 
welchem durch die Antragstellerin als bisherige 
Alleineigentümerin eine Eigentumswohnung 
auf ein minderjähriges Kind übertragen wurde. 
Im Übertragungsvertrag hatte sich die Überge-
berin das lebenslange Nießbrauchsrecht sowie 
einen Rückübertragungsanspruch bei Vorlie-
gen bestimmter Voraussetzungen (Veräuße-
rung ohne Zustimmung der Übergebenden, ein 
Insolvenzverfahren, Zwangsvollstreckungs-
maßnahmen in die Wohnung oder das Verster-
ben der Begünstigten vor der Übergeberin) vor-
behalten. Wegen des bedingten Rückübertra-
gungsanspruchs sollte eine Rückauflassungs-
vormerkung eingetragen werden. Durch das 
Grundbuchamt wurde eine Eintragung abge-
lehnt mit dem Hinweis darauf, dass für die über-
nommene Rückauflassungsvormerkung die 
Genehmigungspflicht durch das Familienge-
richt gemäß § 1821 Abs. 1 Nr. 1 und 4 BGB be-
stehen würde. Das Familiengericht sah unter 
Hinweis auf Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofs keine Notwendigkeit für eine familien-
gerichtliche Genehmigung, das Grundbuchamt 

hat gleichwohl die Eintragung abgelehnt, so-
dass die Sache dem Oberlandesgericht Zwei-
brücken zur Entscheidung vorgelegt wurde. 

In der Entscheidung durch das Oberlandesge-
richt Zweibrücken wurde, unter Hinweis auf eine 
Entscheidung des BGH, NJW 2021, 1673, 
keine Notwendigkeit für eine familiengerichtli-
che Genehmigung hinsichtlich der übernomme-
nen Verpflichtungen (Nießbrauchsrecht und 
Rückauflassungsvormerkung) gesehen. Unter 
Hinweis auf die Entscheidung des BGH wurden 
diese Verpflichtungen bei „der gebotenen wirt-
schaftlichen Betrachtung" als „Teil des Er-
werbsvorgangs" gesehen und ausgeführt, dass 
durch die gesetzlich bestehende Genehmi-
gungsbedürftigkeit im Falle einer Belastung von 
Grundstücken ein bereits vorhandener Grund-
stücksbestand geschützt werden soll, nicht je-
doch vor einer Übertragung mit entsprechen-
den Belastungen. Soweit das Grundbuchamt 
darauf verwiesen hat, dass nach einer Ent-
scheidung des OLG München (NJW-RR 2020, 
1079) die Genehmigungsbedürftigkeit dann 
nicht bestehen soll, wenn der bedingte An-
spruch auf Rückübertragung dahingehend be-
schränkt ist, dass nur im Umfang einer noch 
vorhandenen Bereicherung eine Herausgabe 
zu erfolgen hat, ergab sich hieraus nach Auffas-
sung des OLG Zweibrücken kein Grund, ohne 
eine entsprechende Beschränkung, von der 
Genehmigungsbedürftigkeit auszugehen. Die 
Gründe für eine Rückübertragung wurden dabei 
im Einzelnen im Hinblick auf die Übernahme ei-
ner unbilligen Belastung überprüft, ein Schutz-
bedürfnis des minderjährigen Kindes als be-
schenkte Person wurde insoweit jedoch nicht 
gesehen. 

Die Beschränkungen zugunsten der überge-
benden Person (Nießbrauchsrecht und beding-
ter Rückforderungsvorbehalt) sind in entspre-
chenden Verträgen üblich, die Entscheidung 
durch das OLG Zweibrücken erleichtert eine 
entsprechende Vereinbarung, soweit Minder-
jährige als beschenkte Person beteiligt sind. 

OLG Zweibrücken, Beschluss vom 11.08.2022 
- 3 W 51/22 
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 Mietreduzierung bei pandemiebedingter 
Schließung von Einzelhandelsgeschäften 

Wir haben in unserem Newsletter mehrere Ent-
scheidungen des Bundesgerichtshofs vorge-
stellt, in denen er abstrakte Rechtsgrundsätze 
aufstellte und darlegte, welche Kriterien zur Be-
antwortung der Frage maßgeblich sind, ob pan-
demiebedingte Schließungen von Einzelhan-
delsgeschäften und pandemiebedingte Beein-
trächtigungen eine Mietreduzierung unter dem 
Gesichtspunkt der Störung der Geschäfts-
grundlage rechtfertigen. Spannend ist aber, wie 
die Instanzrechtsprechung diese abstrakten 
"Segelanleitungen“ auf die konkreten Fälle an-
wendet. Wie man dies machen kann zeigt das 
Urteil des Oberlandesgerichts Schleswig vom 
22.06.2022, 12 U 116/21. 

Die Parteien waren verbunden durch einen Ge-
werberaummietvertrag vom April 2012. Die mo-
natliche Miete beläuft sich auf EUR 17.300,00 
zuzüglich Betriebskosten von EUR 1.900,00 zu-
züglich Umsatzsteuer, insgesamt EUR 
22.848,00. Die gemieteten Geschäftsräume 
waren aufgrund einer Verordnung der Landes-
regierung Schleswig-Holstein ab dem 
19.03.2020, also im sogenannten Lockdown I, 
zwangsweise geschlossen. Ab 20.04.2020 
durften Geschäfte mit einer Verkaufsfläche von 
bis zu 800 m² unter Auflagen wieder öffnen. Ge-
schäfte wie das der Beklagten mit einer Größe 
von 1.100 m² durften wieder öffnen, wenn sie 
ihre Verkaufsfläche auf max. 800 m² reduzier-
ten. Die Geschäftsräume der Beklagten waren 
vom 19.03.2020 bis einschließlich 03.05.2020 
gänzlich geschlossen. Am 04.05.2020 fand 
eine Teileröffnung auf einer Fläche von 800 m² 
statt und am 11.05.2020 die vollständige Wie-
dereröffnung. Ab dem 16.12.2020 erfolgte die 
erneute Schließung des Einzelhandels mit Be-
ginn des Lockdowns II. Dieser dauert in Schles-
wig-Holstein für den Einzelhandel bis ein-
schließlich 07.03.2021. Die Mieten für die Mo-
nate April und Mai 2020 sowie März 2021 zahlte 
die Beklagte nicht. Für Februar 2021 zahlte sie 
nur die Vorauszahlungen auf die Betriebskos-
ten (brutto). 

Das OLG Schleswig führt aus, dass eine pau-
schale Reduzierung auf die Hälfte der Miete 
nach den Grundsätzen der Störung der Ge-
schäftsgrundlage nicht in Betracht kommt. Auch 
könne ein Mieter nicht stets eine Anpassung der 

Miete für den Zeitraum der Schließung verlan-
gen. Ob ihm ein Festhalten an dem unveränder-
ten Vertrag zumutbar ist, bedarf vielmehr einer 
umfassenden Abwägung, bei der sämtliche 
Umstände des Einzelfalls zu berücksichtigen 
sind. Der Mieter muss darlegen und beweisen, 
dass ihm ein Festhalten am unveränderten Ver-
trag unzumutbar ist. Er muss nachweisen, wel-
che Nachteile ihm entstanden sind und welche 
zumutbaren Anstrengungen er unternommen 
hat, um drohende Verluste auszugleichen. Öff-
net der Mieter das Geschäft nicht wieder, ob-
wohl dies möglich wäre, geht dies voll zu seinen 
Lasten. 

Im Einzelnen führt das Oberlandesgericht zu 
den Monatsmieten Folgendes aus: 

Monat April 2022 

Der Vermieter verlangte für den Monat April 
2020 die vollständige, nicht gezahlte Miete in 
Höhe von EUR 22.848,00. Das Oberlandesge-
richt geht von einer Reduzierung der Miete um 
15 % wegen pandemiebedingter Unzumutbar-
keit aus und spricht dem Vermieter einen Be-
trag von EUR 19.420,80 zu. 

Bei der Abwägung, ob und in welchem Umfang 
eine Mietreduzierung wegen Störung der Ge-
schäftsgrundlage in Betracht kommt, ist auf die 
Nachteile beim Mieter und auf das Interesse 
des Vermieters abzustellen. Heranzuziehen 
sind im Einzelnen folgende Kriterien: 

Nachteile beim Mieter: 

•  Bezogen auf das konkrete Mietobjekt: Be-
triebsschließungen, Begrenzungen der Ge-
schäftsfläche, Begrenzungen der Perso-
nenzahl im Verhältnis zur Fläche, Be-
schränkung des Zugangs auf Personen mit 
einem bestimmten Impfstatus, nicht aber 
Umstände, die nicht auf die behördliche An-
ordnung zurückgehen: Unternehmerisch 
vorgenommene Verkürzung der Ladenöff-
nungszeiten, allgemeine Kaufzurückhal-
tung z.B. wegen Maskenpflicht, Abstand 
halten 

•  Konkreter, erheblicher Umsatzrückgang, 
nicht erforderlich: Gefährdung der wirt-
schaftlichen Existenz des Mieters 

•  Möglichkeit des Mieters, die Verluste zu 
mindern 

•  Kompensationsleistungen Dritter: Staatli-
che Leistungen (ohne Darlehen) und ein-
standspflichtige Betriebsversicherung 

Dabei muss der Mieter darlegen und beweisen, 
dass ihm ein Festhalten am unveränderten Ver-
trag unzumutbar ist. Er muss nachweisen, wel-
che Nachteile ihm entstanden sind und welche 
zumutbaren Anstrengungen er unternommen 
hat, um drohende Verluste auszugleichen. 
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Hiervon ausgehend waren im konkreten Fall für 
den Monat April 2022 folgende Kriterien maß-
geblich: 

•  Schließung/Beschränkung der Flächen 

Das Geschäft der Mieterin war zu Beginn des 
Monats April 2020 aufgrund des Lockdown I ge-
schlossen. Erzwungen war diese Schließung 
jedoch nur bis einschließlich 19.04.2020. Ab 
dem 20.04.2020 durfte der Einzelhandel in 
Schleswig-Holstein eingeschränkt wieder öff-
nen, wenn auch unter strengen Auflagen mit 
Verkaufsflächen bis zu 800 m² mit entsprechen-
dem Hygiene- und Sicherheitskonzept. Im Übri-
gen hatten die geltenden Regelungen zur Kon-
taktbeschränkung – Aufenthalt im öffentlichen 
Raum nur allein, höchstens mit einer Begleit-
person, sowie Reduzierung des Aufenthalts au-
ßerhalb des Wohnbereichs auf ein absolut not-
wendiges Minimum – weiterhin Gültigkeit. Die 
Mieterin nutzte diese Öffnungsmöglichkeiten 
nicht, sondern öffnete ihr Ladengeschäft erst im 
Mai 2020 wieder. 

•  Umsatzrückgang 

Aufgrund der vollständigen Schließung im Mo-
nat April 2020 hatte die Mieterin einen Umsatz-
rückgang von 100 %. 

•  Mögliche Kompensation durch online-Han-
del/click & collect 

Es war logistisch nicht möglich, die in den ein-
zelnen Filialen vorhanden Waren in den online-
Handel zu integrieren. Der online-Handel war 
nicht filialbezogen und stellte weniger als 10 % 
des Gesamtumsatzes dar. Eine Kompensation 
der Umsatzeinbußen durch den online-Handel 
war nicht möglich gewesen, weil die Kunden 
den stationären Handel bevorzugten. Die Mög-
lichkeit des click & collect war erst später entwi-
ckelt worden. 

•  Mögliche Kompensation durch weggefal-
lene Wareneinkäufe/verlorenen Warenein-
satz 

Die Mieterin hat auch keine Vorteile durch weg-
gefallene Wareneinkäufe, da in der Modebran-
che langfristige vertragliche Bindungen beste-
hen. Im Gegenteil, der Wareneinsatz ging ver-
loren. In der kurzlebigen Modebranche kann die 
aktuelle Kollektion nicht in der nächsten Saison 
verkauft werden. 

•      Staatliche Leistungen – Kurzarbeitergeld 

Die Mieterin hatte nur im Monat April 2020 Kurz-
arbeitergeld erhalten. Das Kurzarbeitergeld war 
vollständig an die Mitarbeiter ausgezahlt wor-
den. Es habe zu keiner Kompensation der Um-
satzeinbußen geführt. Weitere staatliche Leis-
tungen hatte die Mieterin nicht erhalten. 

•      Betriebsschließungsversicherung 

Die bestehende Betriebsschließungsversiche-
rung deckte den Pandemiefall nicht ab. Dies 
entspricht dem Stand der Rechtsprechung, 
BGH, Urteil vom 26.01.2022 – IV ZR 144/21. 

•      Interessen des Vermieters  

Vermieter war eine GbR bestehend aus Vater 
und Sohn. Die Mieterin ist ein europaweit agie-
render Konzern, der auch "Ankermieter“ ist. Der 
Vermieter benötigt die Mieteinnahmen zur Ab-
deckung der kreditbedingten Finanzierungen. 

Das Oberlandesgericht kommt für die Miete Ap-
ril 2022 zur Bewertung, dass die Miete für April 
2020 um 15 % zu reduzieren ist. Hinsichtlich der 
Schließungszeit ist nicht der gesamte Monat zu 
berücksichtigen, da die Mieterin bereits ab dem 
20.04.2020 von Gesetzes wegen wieder öffnen 
durfte und auch die Einschränkung im Hinblick 
auf eine Verkaufsfläche von nur 800 m² i.V.m. 
der beschränkten Personenzahl sich kaum auf 
die Geschäftstätigkeit ausgewirkt hätte. Da die 
Verkaufsfläche ohnehin nur 947 m² betrug hätte 
die Mieterin ihr gesamtes Warensortiment un-
eingeschränkt präsentieren können. In die Wer-
tung stellte das Gericht auch ein, dass der Um-
satz der Mieterin unabhängig von Corona Jahr 
für Jahr zurückging, wobei das Gericht speku-
lierte, dies beruhe darauf, dass der stationäre 
Einzelhandel seit Jahren sowohl mit dem immer 
stärker werdenden Onlinehandel als auch mit 
den noch billigeren Discountern zu kämpfen 
habe. Eine gewisse Kompensation der Umsatz-
einbußen trat zudem durch das erhaltene Kurz-
arbeitergeld ein. Auch wenn die Mieterin dieses 
Geld an ihre Mitarbeiter ausgezahlt hat, hat sie 
dadurch doch gleichzeitig eigene Gehaltszah-
lungen in erheblichem Umfang gespart. 

Zugunsten des Vermieters wurde berücksich-
tigt, dass es sich um eine mittelständische GbR 
zweier natürlicher Personen, bei der Mieterin 
hingegen um einen Ankermieter handelt. Insge-
samt sah das Gericht bei einer Pandemie be-
dingten, staatlichen Schließung von 11 von 30 
Tagen unter teilweiser Kompensation der Per-
sonalkosten eine Mietreduzierung i.H.v. 15 % 
der Gesamtmiete als gerechtfertigt an. 

 Monat Mai 2020 

Für den Monat Mai 2020 kommt nach Auffas-
sung des Oberlandesgerichts Schleswig keine 
Mietreduzierung in Betracht, denn das Geschäft 
hätte bereits am 20.04.2020 wieder auf einer 
Teilfläche von 800 m² eröffnet werden dürfen. 
Die verzögerte Eröffnung des Geschäfts be-
ruhte allein auf einer unternehmerischen Ent-
scheidung der Mieterin, die keinen Einfluss auf 
die Verpflichtung zur Mietzahlung hat. 

Monat Februar 2021 

Für Februar 2021 geht das Gericht von einer 
Reduzierung der Miete um 30 % aus. Der Mo-
nat lag vollständig im sogenannten Lockdown II. 

mailto:hier@recht-bekommen.hn
http://www.recht-bekommen.hn/


 

- 5 - 

 

  Südstraße   Telefon (07131) 59 412 - 20 65    E-Mail hier@recht-bekommen.hn                          

 74072 Heilbronn                          Telefax (07131) 59 412 - 99   Internet www.recht-bekommen.hn  

. 

Allerdings konnte die Mieterin Umsätze durch 
click & collect erwirtschaften. Dabei waren die 
Umsätze sehr deutlich niedriger als im Vorjahr, 
sie betrugen nur etwa 28 % des Vorjahresum-
satzes. Kompensationen durch Kurzarbeiter-
geld, Onlinehandel, ersparte Wareneinkäufe, 
späteren Verkauf der liegen gebliebenen Ware 
oder Versicherungsleistungen sind nicht erfolgt. 

Unter Berücksichtigung dieser Umstände und 
des generellen Umsatzrückgangs im Einzel-
handel kommt das Gericht zu einer Mietreduzie-
rung von 30 %. 

Monat März 2021 

Für den Monat März 2021 kommt eine Reduzie-
rung der Miete nicht in Betracht, denn der Lock-
down II endete für das Ladengeschäft der Mie-
terin nach wenigen Tagen des März 2021. 

OLG Schleswig, Urteil vom 22.06.2022, 12 U 
116/21 

 

 Geringer Blechschaden und (trotzdem) 
Schmerzensgeld 

Im Falle von Unfallschäden, der Kollision von 
Kraftfahrzeugen, neigen Versicherer dazu, bei 
geringen Geschwindigkeiten geltend gemachte 
Ersatzansprüche wegen einer unfallbedingten 
Verletzung abzulehnen. In diesem Zusammen-
hang muss auch ein Urteil des BGH vom 
26.07.2022 - VI ZR 58/21 (r+s 2022, 588) gese-
hen werden. Der Entscheidung lag ein Auffahr-
unfall im innerstädtischen Bereich, mit geringer 
Geschwindigkeit zugrunde. Die Klägerin hat 
eine HWS-Distorsion 2. Grades, Kopf- und Na-
ckenschmerzen sowie Übelkeit mit einer Krank-
schreibung von ca. einer Woche sowie der Ver-
schreibung von Schmerzmitteln geltend ge-
macht und ein Schmerzensgeld von EUR 
750,00 gefordert. In I. Instanz und durch das 
Berufungsgericht wurde die Klage abgewiesen. 
Auf die Revision hin wurde das Urteil des Beru-
fungsgerichts aufgehoben und zur erneuten 
Verhandlung zurückverwiesen. 

Es wurde zunächst durch den Bundesgerichts-
hof ausgeführt, dass ein Handeln des Schädi-
gers ohne festgestellte Rechtsgutsverletzung, 
vorliegend einer Schädigung der Gesundheit 
der Klägerin, nicht die Grundlage für den Er-
satzanspruch sein kann. Soweit allerdings das 
Berufungsgericht zugrunde gelegt hat, dass die 

festgestellten Kopf- und Nackenschmerzen so-
wie die Übelkeit als Unfallfolgen keine soge-
nannte Primärverletzung seien, wurde dies 
durch den Bundesgerichtshof anders beurteilt 
im Sinne einer psychisch vermittelten Verlet-
zung. Die Klägerin war insoweit besonders an-
fällig, aufgrund eines früheren Unfalltods einer 
nahen Freundin sowie einer Tätigkeit als Erst-
helferin seitens der Klägerin, wobei zwei Perso-
nen verstorben sind. Die durch das vorliegende 
Unfallereignis ausgelöste körperliche Reaktion 
im Sinne der festgestellten Kopf- und Nacken-
schmerzen sowie der Übelkeit war weder „eine 
Bagatellverletzung" noch kann dies dem allge-
meinen Lebensrisiko zugerechnet werden. Da 
Feststellungen des Berufungsgerichts zur Kau-
salität aufgrund der fehlerhaften Bewertung der 
festgestellten körperlichen Beeinträchtigungen 
nicht getroffen worden waren, wurde die Ent-
scheidung des Berufungsgerichts aufgehoben 
und die Sache zurückverwiesen. 

Die Entscheidung macht deutlich, dass sich 
Versicherer, jedoch auch Gerichte die Entschei-
dung in Bezug auf geltend gemachte Ansprü-
che aufgrund unfallbedingter Verletzungen oft-
mals zu leicht machen, fehlerhaft Ansprüche 
ablehnen. 

Urteil, BGH vom 26.07.2022 - VI ZR 58/21 

 

 Heizkostenabrechnung und ordnungsge-
mäße Verwaltung 

In einer Wohnungseigentümergemeinschaft 
wurde der Wärmeverbrauch der Einheiten zum 
Teil durch Wärmemengenzähler und zum Teil 
durch Heizkostenverteiler ermittelt. Wär-
memengenzähler erfassen den Wärmever-
brauch mengenmäßig, während Heizkostenver-
teiler nicht den Wärmeverbrauch messen, son-
dern nur den anteiligen Verbrauch im Verhältnis 
zum Gesamtverbrauch festlegen. In der WEG 
gibt es keine Vorrichtung zur Vorerfassung des 
anteiligen Gesamtverbrauchs der jeweils gleich 
ausgestatteten Einheiten. In der Eigentü-
merversammlung vom 18.12.2017 wurde ein 
Beschluss über die Genehmigung der Heizkos-
tenabrechnung 2016 gefasst, die der Kläger mit 
der Begründung anficht, dass die Verteilung der 
Heizkosten in den Einzelabrechnungen unrich-
tig gewesen ist und daher der Beschluss ord-
nungsgemäßer Verwaltung widerspricht. 
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Während die beiden ersten Instanzen der An-
sicht des Klägers gefolgt sind, beurteilt der Bun-
desgerichtshof den Sachverhalt anders. 

Zwar entspricht allein eine den Anforderungen 
der Heizkostenverordnung genügende Abrech-
nung den Grundsätzen ordnungsgemäßer Ver-
waltung, die Grundsätze ordnungsgemäßer 
Verwaltung sind aber vorliegend trotzdem ein-
gehalten worden. Dies gilt, obwohl vorliegend 
entgegen § 5 Abs. 2 HeizkV unterlassen wurde, 
den Verbrauch der Anteile der Gruppen von 
Nutzern vorzuerfassen, deren Verbrauch mit 
gleichen Ausstattungen (nämlich einerseits 
Wärmemengenzähler und andererseits Heiz-
kostenverteiler) gemessen wird. Denn im Woh-
nungseigentumsrecht kann es ordnungsgemä-
ßer Verwaltung entsprechen, eine Abrechnung 
im Wege einer Differenzberechnung unter Be-
rücksichtigung der zu ermittelnden Verbrauchs-
daten vorzunehmen, bei welcher demnach der 
Anteil einer Nutzungsgruppe am Gesamtver-
brauch erfasst und der Anteil der anderen Nut-
zergruppe durch Abzug des gemessenen An-
teils am Gesamtverbrauch errechnet wird. 
Denn die Heizkostenverordnung hat das Ziel, 
das Verbrauchsverhalten der Nutzer nachhaltig 
zu beeinflussen und damit Energieeinsparef-
fekte zu erzielen. Bei der Verteilung der Heiz-
kosten hat die Gemeinschaft der Wohnungsei-
gentümer diesen Zweck der Heizkostenverord-
nung auch dann zu beachten, wenn ein Verstoß 
gegen § 5 Abs. 2 HeizkV vorliegt. Diesem 
Zweck würde eine rein wohnflächenbezogene 
Kostenverteilung oder eine Verteilung nach Mit-
eigentumsanteilen nicht entsprechen, da sie die 
beabsichtigten Anreize zur sparsamen Energie-
verwendung nicht umsetzen kann. 

Auch wenn Verstöße gegen die Heizkostenver-
ordnung vorliegen, heißt das nicht automatisch, 
dass die Grundsätze ordnungsgemäßer Ver-
waltung verletzt sind, die zur Anfechtung eines 
entsprechenden Beschlusses berechtigen wür-
den. Vielmehr ist dem Zweck der Heizkosten-
verordnung Genüge zu tun und soweit wie mög-
lich die durch die Heizkostenverordnung beab-
sichtigten Anreize zur sparsamen Energiever-
wendung umzusetzen, was durch die Differenz-
berechnung erreicht wird.  

Das Urteil betrifft ausschließlich das Woh-
nungseigentumsrecht und die Handhabung der 
Eigentümer, falls nicht mehr heilbare Verstöße 
gegen die Heizkostenverordnung vorliegen. Es 
ist demnach scharf zwischen Verstößen gegen 
die Heizkostenverordnung einerseits und den 
Grundsätzen ordnungsgemäßer Verwaltung 
andererseits, demnach dem Umgang der Ei-
gentümer mit diesen Verstößen zu unterschei-
den.  

Bundesgerichtshof, Urteil vom 16.09.2022 - V 
ZR 214/21 

 

 

 Wirksamkeit einer Mieterhöhungsvereinba-
rung 

Wenn die Mieter einem Mieterhöhungsverlan-
gen des Vermieters zustimmen, kommt in der 
Regel eine Vereinbarung über die Erhöhung 
der Miete auf die neue Miete zustande. Das ist 
auch der Rechtsgrund für die darauf erbrachten 
Zahlungen. Die Regelungen über die Miethöhe 
bei Mietbeginn in Gebieten mit angespannten 
Wohnungsmärkten (§§ 556d ff. BGB) finden auf 
diese Mieterhöhungsvereinbarung während 
des laufenden Mietverhältnisses keine Anwen-
dung, wie der BGH entschieden hat.  

Die Wohnung der Mieter befindet sich laut der 
Berliner Mietenbegrenzungsverordnung in ei-
nem Gebiet mit angespanntem Wohnungs-
markt. § 556d BGB ordnet an, dass in solchen 
Gebieten die Miete zu Beginn des Mietverhält-
nisses die ortsübliche Vergleichsmiete höchs-
tens um 10 % übersteigen kann. Die Mieter 
machten geltend, dass die neue Miete, der sie 
zugestimmt haben, über dieser Grenze liegt 
und verlangen Rückzahlung. Der Bundesge-
richtshof bestätigte die Klageabweisung der Vo-
rinstanzen und wies die Revision zurück. Denn 
die Regelungen nach §§ 556d ff. BGB gelten 
nicht bei einer nachträglichen (d. h. nach Miet-
beginn erfolgten) einvernehmlich vereinbarten 
Mieterhöhung, die vorliegend hier anzunehmen 
ist. Auch eine analoge Anwendung der Rege-
lungen scheidet aus, da es an einer planwidri-
gen Regelungslücke fehlt. 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 28.09.2022 - VIII 
ZR 300/21 
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